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ERKLÄRUNG VON LA HULPE ALS FAHRPLAN  
FÜR DIE NÄCHSTE EU-LEGISLATURPERIODE 
BEKENNTNIS ZUM SOZIALEN EUROPA –  
OHNE ÖSTERREICH

Am 16. April 2024 wurde in La Hulpe, einem Vorort von Brüssel, feierlich eine Erklärung zur Zukunft 
der Europäischen Säule sozialer Rechte unterzeichnet. Österreich, Schweden und der Industriever-
band Business Europe haben als einzige nicht unterzeichnet. 

Am 15. und 16. April 2024 fand im Brüsse-

ler Vorort La Hulpe auf Einladung der belgi-

schen Ratspräsidentschaft eine hochrangige 

Konferenz zur Zukunft des sozialen Europas 

statt.1 Zwei Tage lang diskutierten die Arbeits- 

und Sozialminister:innen der EU-Mitglied-

staaten sowie andere hochrangige politische 

Entscheidungsträger:innen, Sozialpartner, 

Expert:innen und NGOs über sozialpolitische 

Herausforderungen und mögliche Lösungs-

vorschläge. Den Abschluss der Konferenz 

bildete die feierliche Unterzeichnung der Er-

klärung von La Hulpe2 zur Zukunft der Euro-

päischen Säule sozialer Rechte. Es handelt 

sich um ein Referenzdokument für die kom-

mende EU-Legislaturperiode und um ein Be-

kenntnis zum sozialen Europa, das mit breiter 

Unterstützung ausgearbeitet wurde.

Weiterentwicklung des sozialen Europas 

Die Europäische Säule sozialer Rechte 

enthält 20 sozialpolitische Grundsätze, 

darunter faire Löhne, Unterstützung bei 

Arbeitslosigkeit und angemessene Pensi-

onen.3 Sie wurde auf dem Sozialgipfel in 

Göteborg 2017 als gemeinsame Erklärung 

aller EU-Mitgliedstaaten verkündet. Auf 

dem Sozialgipfel in Porto 2021 wurde ein 

Aktionsplan zu ihrer Umsetzung, abermals 

von allen EU-Mitgliedstaaten gemeinsam, 

verabschiedet.4 Mit der Anfang 2024 in 

Val Duchesse in Belgien verabschiedeten 

Dreigliedrigen Erklärung für einen dynami-

schen europäischen sozialen Dialog5 und 

der Erklärung von La Hulpe wird der Blick in 

die Zukunft gerichtet und die Sozialagenda 

für die kommende EU-Legislaturperiode 

2024–2029 vorbereitet.

Die Erklärung von La Hulpe verweist ein-

gangs auf die Krisen der letzten Jahre; die 

Covid-19-Pandemie, Klimakrise, den rus-

sischen Angriffskrieg auf die Ukraine, den 

geopolitischen Kontext und globalen Wett-

bewerb sowie die hohe Inflation und die 

damit verbundene Krise der Lebenshal-

tungskosten und betont die Rolle des Sozi-

alstaats in Krisenzeiten. Die Fortsetzung der 

Umsetzung der Europäischen Säule sozia-

ler Rechte wird bekräftigt und die Rolle der 

Sozialpartner und des sozialen Dialogs her-

vorgehoben. Die Erklärung widmet sich den 

Themen Chancengleichheit und Zugang 

zum Arbeitsmarkt, faire Arbeitsbedingun-

gen, sozialer Schutz und soziale Inklusion 

und enthält abschließend Bemerkungen 

zum Europäischen Semester. 

Industrielobby stellt sich gegen 
Kompromiss auf breiter Basis 

Der Unterzeichnung der Erklärung von La 

Hulpe waren intensive Diskussionen voran-

gegangen. Es handelt sich bei dem Text um 

einen Kompromiss auf breiter Basis. Sowohl 
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die EU-Mitgliedstaaten als auch die EU-So-

zialpartner und alle anderen beteiligten Ak-

teure waren in die Vorbereitung eingebunden. 

Die Erklärung wurde vom EU-Parlament, der 

EU-Kommission, von 25 EU-Mitgliedstaaten, 

von den EU-Sozialpartnern (Europäischer 

Gewerkschaftsbund und zwei von drei Ar-

beitgeberverbänden) sowie vom Europä-

ischen Wirtschafts- und Sozialausschuss 

(EWSA) und vom NGO-Verband Social Platt-

form mitgetragen und unterzeichnet. 

Dass schlussendlich Österreich, Schweden 

und der Arbeitgeber- und Industrieverband 

Business Europe (österreichisches Mitglied: 

Industriellenvereinigung) als einzige nicht 

unterzeichnet haben, stieß auf Unverständ-

nis und Kritik: „(…) ausgerechnet das sozi-

alpolitische Vorzeigeland mit der höchsten 

KV-Abdeckung: Österreich“, kritisierte ÖGB- 

und EGB-Präsident Wolfgang Katzian, der 

die Erklärung mitverhandelt hat.6

„Wir können nicht zulassen, dass die Inter-

essen einer mächtigen Wirtschaftslobby die 

grundsätzliche Einigung über Schwerpunkte 

der EU-Sozialpolitik infrage stellen“, kriti-

sierte auch Sozialminister Johannes Rauch.7 

Mit Österreich und Schweden haben genau 

jene zwei EU-Mitgliedstaaten nicht zuge-

stimmt, aus denen die Spitzen von Business 

Europe kommen: Präsident Fredrik Persson 

ist Schwede und Generalsekretär Markus 

Beyrer ist Österreicher. Letzterer führte in 

seiner Rede in La Hulpe aus, dass Busi-

ness Europe (als einziger EU-Sozialpartner) 

die Erklärung nicht mittrage, weil der wirt-

schaftliche Erfolg als Grundlage für sozialen 

Fortschritt nicht ausreichend betont werde.8 

Der Arbeitgeberverband SME United (ös-

Fahrplan für die nächste EU-Legislaturperiode: Bekenntnis zum sozialen Europa – ohne Österreich

15:30 Einlass

16:00  Begrüßung
 Renate Anderl, 
 Präsidentin der AK Wien

  Wolfgang Katzian,

 Präsident des ÖGB und des EGB

16:30 Podiumsdiskussion
 Peter Berry, NEOS 

 Elisabeth Dieringer-Granza, FPÖ

 Reinhold Lopatka, ÖVP

 Evelyn Regner, SPÖ

 Lena Schilling, Die Grünen

Moderation: Doris Vettermann

Montag, 27. Mai 2024 | 16h
AK Bildungsgebäude 
Theresianumgasse 16–18  
1040 Wien

EU-WAHLEN 2024: EINE 
RICHTUNGS ENTSCHEIDUNG 
FÜR EUROPA!

Podiumsdiskussion mit österreichischen Kandidat:innen 
für die Wahlen zum Europäischen Parlament
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https://veranstaltung.akwien.at/de/eu-wahlen-2024-europa-vor-der-entscheidung
https://veranstaltung.akwien.at/de/eu-wahlen-2024-europa-vor-der-entscheidung
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terreichisches Mitglied: Wirtschaftskammer) 

hingegen bekannte sich zum sozialen Dia-

log.9 Angesichts der kurzfristigen Ankün-

digung Österreichs, die Erklärung nicht zu 

unterzeichnen, erinnerte die belgische Rat-

spräsidentschaft daran, dass diese von den 

EU-Mitgliedstaaten noch im Rat zu verab-

schieden sei, sodass es noch eine Chance 

gebe, die Erklärung doch zu unterstützen. 

Ruf nach einem  
„Projekt der Hoffnung“

In der jüngsten Eurobarometer-Umfrage ge-

ben 9 von 10 Personen an, dass das soziale 

Europa für sie persönlich wichtig ist.10 Ge-

fragt nach den Problemen, die von der Po-

litik mit höchster Priorität angegangen wer-

den sollten, nennt die Hälfte der Befragten 

die hohen Lebenshaltungskosten, ein Drittel 

nennt niedrige Löhne. EGB-Generalsekre-

tärin Esther Lynch betonte in ihrer Rede in 

La Hulpe, dass es dringend ein „Projekt der 

Hoffnung“ brauche.11 Arbeitnehmer:innen 

brauchen mehr Schutz, höhere Löhne so-

wie bessere Arbeits- und Lebensbedingun-

gen; die Erklärung von La Hulpe biete hierfür 

Ansätze. 

Welchen Stellenwert die Erklärung in Zukunft 

haben wird, wird die nächste EU-Legislatur-

periode zeigen. Am Tag nach der Konferenz 

von La Hulpe trafen sich die Staats- und 

Regierungschef:innen der EU-Mitgliedstaa-

ten zum außerordentlichen EU-Gipfel zum 

Thema Wettbewerbsfähigkeit. Dieses Thema 

hatte in La Hulpe bereits seinen Schatten 

vorausgeworfen. Mario Draghi, ehemaliger 

Ministerpräsident Italiens und ehemaliger 

Präsident der Europäischen Zentralbank, 

wurde von der EU-Kommission beauftragt, 

Empfehlungen zur Wettbewerbsfähigkeit der 

EU auszuarbeiten. In La Hulpe präsentierte 

er erstmals seine Überlegungen. Seine Bot-

schaft: Die EU fokussiere ihre Wettbewerb-

spolitik zu sehr nach innen statt nach außen 

auf den Rest der Welt; dies müsse sich än-

dern.12 Die Implikationen, die eine solche 

Neuausrichtung für die soziale Agenda der 

EU mit sich bringen könnte, blieben vorerst 

unerwähnt. Nicolas Schmit, EU-Kommis-

sar für Beschäftigung und soziale Rechte, 

betonte, dass soziale Rechte und sozialer 

Schutz gerade dann, wenn es „hart auf hart“ 

kommt, nicht vernachlässigt werden dürfen; 

es müsse im Gegenteil der Fokus dann umso 

mehr auf das Soziale und die Menschen ge-

legt werden.13

Sarah Bruckner, AK Europa
sarah.bruckner@akeuropa.eu
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EDITORIAL 
Die Europäische Union und große Teile der Welt sind nun schon seit 
geraumer Zeit geprägt von Krisen. Aber wie ist es zu den Problemen ge-

kommen, vor denen wir heute stehen? Und wie lassen sie sich lösen? Die 

neue Ausgabe des EU-Infobriefs greift einige Themenfelder auf, um diesen 

Fragen nachzugehen.

In den ersten beiden Beiträgen informieren wir über kritische Infrastruktu-

ren sowie über das sogenannte „Regulatory Scrutiny Board“ und zeigen 

dabei auf, wie es überhaupt erst zu den strukturellen Problemen kommt, 

mit denen die EU zu kämpfen hat. Warum es am EU-Binnenmarkt entge-

gen der Feierlaune von Wirtschaftsvertreter:innen nicht wirklich Grund zum 

Jubeln gibt, analysiert der dritte Artikel. Wieder einmal in einer handfesten 

Krise befindet sich der Bankensektor wie ein weiterer Beitrag darstellt. Drei 

weitere Artikel – zu den kritischen Rohstoffen, zum Lieferkettengesetz und 

zum REPowerEU-Programm im Zuge der Energiewende – zeigen einerseits 

die Problematik in verschiedenen Sektoren, aber auch Lösungsansätze auf. 

Leider noch kein Ende gefunden hat der Angriffskrieg Russlands auf die 

Ukraine. Wie es den ukrainischen Gewerkschaften in dieser Situation geht, 

beschreibt ein weiterer Artikel in dieser Ausgabe. In dieser Ausgabe eben-

falls enthalten ist ein Beitrag zum Mercosur-Handelsabkommen. Eine Buch-

rezension zum „herrschaftlichen Geltungskonsum“ rundet das Bild zu der 

neuen EU-Info brief-Ausgabe ab.
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